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Sachgebiet 63 

Antrag 

der Abgeordneten Schröder (Wilhelminenhof), Dreyer, Bremer, Selters, Eigen, Sick, 
Dr. Ritz, Schröder (Lüneburg), Lagershausen, Ey, Möller (Lübeck), 

Dr. Müller-Herrmann und Genossen und der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Sturmflutschäden an der deutschen Nordseeküste 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Die Bundesregierung wird auf gefordert, 

zur Beseitigung der Sturmflutschäden an der deutschen Nord- 
seeküste folgende Mittel außerplanmäßig bereitzustellen: 

Für die Gemeinschaftsaufgabe „ Küstenschutz " Einzelplan 1003 
Tit. 882 90 einen Betrag von 40 Millionen DM; 

für die Instandsetzung der Inselschutzwerke auf Wangerooge 
und Borkum Einzelplan 1203 Tit. 745 04 einen Betrag von 
20 Millionen DM. 


Bonn, den 16. Januar 1974 
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Begründung 

Im Herbst 1973 hat es an der deutschen Nordseeküste insgesamt 
17 Sturmfluten gegeben, davon waren fünf so schwer, daß an 
einigen Stellen höhere Wasserstände erreicht wurden, als bei 
der schweren Sturmflut im Februar 1962, die zahlreiche Todes- 
opfer gefordert hat. Diese bislang einmalige Anhäufung von 
Sturmfluten hat verständlicherweise nicht nur zu einer starken 
Beunruhigung der Menschen hinter den Deichen geführt, son- 
dern auch zu schweren Schäden an den Deichen sowie den Kü- 
sten- und Inselschutzwerken. Die Schadensmeldungen aus den 
Ländern Niedersachsen und Schleswig-Holstein erreichen im 
Bereich des Küstenschutzes einen Betrag von 40 bis 45 Millionen 
DM. Das entspricht etwa einem Drittel des planmäßigen Haus- 
haltsansatzes für 1974. Die Schäden an den Inselschutzwerken 
werden mit 30 bis 40 Millionen DM angegeben. Es steht bislang 
nur ein planmäßiger Haushaltsansatz von 8 Millionen DM zur 
Verfügung. Zum Schutz der Bevölkerung müssen die bereits 
eingeleiteten Instandsetzungsarbeiten beschleunigt fortgeführt 
werden. 

Die CDU/CSU-Fraktion beantragt deshalb die unverzügliche 
Bereitstellung außerplanmäßiger Mittel, damit die im Haushalt 
1974 vorgesehenen Ansätze voll für den weiteren Ausbau des 
Küstenschutzes zur Verfügung stehen. 

Sie stellt der Bundesregierung anheim, diese Beträge gegebe- 
nenfalls der Konjunkturausgleichsrücklage zu entnehmen. Eine 
solche Entscheidung ist konjunkturpolitisch mit Sicherheit ver- 
tretbar, weil in einem großen Teil der betroffenen Gebiete An- 
fang Januar Arbeitslosenquoten zwischen acht und elf Prozent 
gemeldet wurden, wobei im allgemeinen zwei Drittel der Ar- 
beitslosen aus der Bauwirtschaft kommen. 
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